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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsstellung von 
asylsuchenden und geduldeten Ausländern 

A. Problem und Ziel 

Die Rechtsstellung von asylsuchenden und geduldeten Ausländern im Bundesgebiet soll 
verbessert werden, indem Erleichterungen bei den Regelungen hinsichtlich der Bewe-
gungsfreiheit getroffen werden und Anpassungen bei den Vorschriften zum Leistungsbe-
zug vorgenommen werden. 

B. Lösung 

Bei der räumlichen Beschränkung für Asylbewerber und Geduldete sollen Lockerungen 
vorgenommen werden. Daneben sollen Regelungen zum Wohnort von Asylbewerbern 
und Geduldeten getroffen werden (Wohnsitzauflage). Um eine gerechte Verteilung der 
Sozialkosten zwischen den Ländern zu gewährleisten, sollen Sozialleistungen lediglich an 
dem in der Wohnsitzauflage festgelegten Wohnort erbracht werden. 

Der Weiteren soll eine Neuregelung in Bezug auf das im Asylbewerberleistungsgesetz 
festgelegte Sachleistungsprinzip erfolgen. 

Es sind Änderungen im Aufenthaltsgesetz, im Asylverfahrensgesetz und im Asylbewer-
berleistungsgesetz erforderlich, die mit diesem Gesetz vorgenommen werden. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

I. Aus den Neuregelungen zur räumlichen Beschränkung und zur Wohnsitzauflage erge-
ben sich beim Bund keine finanziellen Auswirkungen. Durch die Abschaffung der räumli-
chen Beschränkung nach drei Monaten entfällt für die Ausländerbehörden der Länder die 
Verpflichtung, Anträge auf individuelle Verlassenserlaubnisse zu bearbeiten. 

II. Durch den Übergang vom Vorrang des Sachleistungsprinzips zum Vorrang des Geld-
leistungsprinzips ergeben sich beim Bund keine finanziellen Auswirkungen.  

Auch für die Länder und Kommunen ergeben sich aus der Neuregelung keine Mehrkos-
ten, da die bei der Gewährung von Geldleistungen anfallenden Kosten nicht höher sind 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



2 
 

 

 

als die Kosten von Sachleistungen, die zur Abdeckung desselben Bedarfs gewährt wer-
den.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht und entfällt kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht und entfällt kein Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Für die Wirtschaft werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder abge-
schafft. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

I. Durch die Neuregelungen zur räumlichen Beschränkung und zur Wohnsitzauflage ent-
steht beim Bund kein Erfüllungsaufwand. 

Bei der Bundespolizei entfällt in geringem Maß Erfüllungsaufwand, da aufgrund der 
grundsätzlichen Abschaffung der räumlichen Beschränkung nach drei Monaten diese 
nach diesem Zeitraum nicht mehr durchgesetzt werden muss. Dies gilt auch für die für die 
Durchsetzung der räumlichen Beschränkung im Übrigen zuständigen Behörden der Län-
der. Entsprechend entfällt hinsichtlich der Verfolgung von Verstößen gegen die räumliche 
Beschränkung als Straftat oder Ordnungswidrigkeit in geringfügigem Maß Aufwand für die 
insofern zuständigen Landesbehörden. 

Durch die Abschaffung der räumlichen Beschränkung nach drei Monaten entfällt für die 
Ausländerbehörden der Länder die Verpflichtung, Anträge auf individuelle Verlassenser-
laubnisse zu bearbeiten. 

Den Ausländerbehörden der Länder kann durch die optionale nachträgliche Anordnung 
oder Wiederanordnung der räumlichen Beschränkung im Fall von Straftätern, Personen, 
bei denen der hinreichende Tatverdacht eines Verstoßes gegen das Betäubungsmittelge-
setz besteht, sowie von Personen, bei denen aufenthaltsbeendende Maßnahmen konkret 
bevorstehen, in geringem Maße Erfüllungsaufwand entstehen. Ob und ggf. in welchem 
Umfang die Länder von dieser Anordnungs- bzw. Wiederanordnungsmöglichkeit Ge-
brauch machen, lässt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht abschätzen. 

Durch die Einführung einer verpflichtenden Wohnsitzauflage für Asylbewerber, deren Le-
bensunterhalt nicht gesichert ist, entsteht bei den Ländern Bearbeitungsaufwand zur Er-
teilung dieser Auflagen. Der Bearbeitungsaufwand dürfte als gering einzustufen sein, da 
die Erteilung der Auflage im Regelfall mit der ohnehin zu treffenden Entscheidung über 
die landesinterne Verteilung nach § 50 AsylVfG bzw. der Entscheidung über die länder-
übergreifende Verteilung nach § 51 AsylVfG zusammenfällt und jeweils dieselbe Behörde 
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zuständig ist. Im Fall von Geduldeten, deren Lebensunterhalt nicht gesichert ist, entsteht 
die Wohnsitzauflage kraft Gesetzes. Bearbeitungsaufwand entsteht in diesem Fall nur, 
wenn bei einem Geduldeten, dessen Lebensunterhalt nicht gesichert ist, die Wohnsitzauf-
lage geändert wird. Dieser Bearbeitungsaufwand dürfte zu vernachlässigen sein, da auch 
das bisherige Recht die Möglichkeit der Anordnung von Wohnsitzauflagen für Geduldete 
durch die auch nach der beabsichtigten Neuregelung zuständigen Ausländerbehörden 
vorsieht. 

II. Durch die Neuregelungen zum Sachleistungsprinzip im Asylbewerberleistungsgesetz 
entsteht beim Bund kein Erfüllungsaufwand. 

Durch die Abschaffung des Vorrangs der Sachleistungsgewährung nach der Erstaufnah-
me bei einer Unterbringung außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen nach § 44 AsylVfG er-
halten die Träger der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz die Möglichkeit, 
den notwendigen Bedarf der Leistungsberechtigten zukünftig in weit größerem Umfang 
durch Geldleistungen abzudecken. Eine Auswertung des Anteils der Geldleistungen an al-
len auch in Form von Sachleistungen und Wertgutscheinen möglichen Unterstützungsleis-
tungen für den Lebensunterhalt (d.h. ohne Taschengeld) hat für das Jahr 2013 ergeben, 
dass bundesweit durchschnittlich ca. 49 % der Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts aus Geldleistungen bestanden (2012: ca. 45 %). Bei den Ländern und Kommunen 
führt die Abschaffung des Vorrangs der Sachleistungen zu einer Verwaltungsvereinfa-
chung und damit zu einer Verringerung ihres Erfüllungsaufwands, die jedoch nicht weiter 
quantifizierbar ist, da die von den Leistungsbehörden im Einzelfall gewählte Leistungsform 
auch stark von externen Faktoren abhängen wird (örtliche Gegebenheiten, Versorgungs-
engpässe aufgrund steigender Asylbewerberzahlen etc.). 

F. Weitere Kosten 

Den Bürgerinnen und Bürgern sowie der Wirtschaft entstehen keine sonstigen Kosten. 
Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht 
zu erwarten. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  Berlin, 12. November 2014 

 DIE BUNDESKANZLERIN  

 

 An den 
Präsidenten des  
Deutschen Bundestages  

 Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen  
 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsstellung von 
asylsuchenden und geduldeten Ausländern 

 
mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 
 
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh-
ren. 
 
Federführend sind das Bundesministerium des Innern und das Bundesmi-
nisterium 
für Arbeit und Soziales. 
 
Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Ab-
satz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 
 
Der Bundesrat hat in seiner 927. Sitzung am 7. November 2014 gemäß Ar-
tikel 76Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf 
wie aus Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 
 
Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesra-
tes istin der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsstellung von 
asylsuchenden und geduldeten Ausländern 

 

 

 

Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend mit der  
Bundestagsdrucksache 18/3144. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG: 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsstellung von asylsuchenden und 

geduldeten Ausländern (NKR-Nr. 3096) 

 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungs-

vorhabens geprüft.  

 

I. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger 

Erfüllungsaufwand:

 

Nach Auffassung der Ressorts hat das Rege-
lungsvorhaben keine Auswirkungen auf den Er-

füllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger. 
Der Nationale Normenkontrollrat geht allerdings 

davon aus, dass durch die grundsätzliche Ab-
schaffung der räumlichen Beschränkung nach 

drei Monaten regelmäßig kein Antrag der Asyl-
bewerber auf individuelle Verlassenserlaubnis 

mehr notwendig ist, so dass die Bürgerinnen 
und Bürger dadurch entlastet werden. 

Wirtschaft 

Erfüllungsaufwand: Keine Auswirkungen

Verwaltung 

Erfüllungsaufwand:

 

Der jährliche Erfüllungsaufwand wird sich ver-
ringern. Eine Quantifizierung erfolgte nicht.  

Der NKR erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwände gegen die 
Darstellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden Regelungsvorhaben. 

Auf Grund fehlender statistischer Daten konnten die Ressorts keine quantitative Ab-
schätzung des Erfüllungsaufwandes vornehmen. Der Nationale Normenkontrollrat be-
grüßt, dass eine Evaluierung spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes er-
folgt. Dies trägt nicht zuletzt auch zur notwendigen Folgekostentransparenz bei. 

 

 

II. Im Einzelnen 

Ziel des Vorhabens ist die Verbesserung der Rechtsstellung von asylsuchenden 

und geduldeten Ausländern im Bundesgebiet. Dafür sind Erleichterungen bei den 

Regelungen hinsichtlich der räumlichen Bewegungsfreiheit der Asylbewerber und 

Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.



7 
 

 

 

Geduldeten sowie Anpassungen bei den Vorschriften zum Leistungsbezug vorge-

sehen. 

 

Mit dem Vorhaben soll eine Lockerung der sogenannten Residenzpflicht erfolgen. 

So wird die räumliche Beschränkung von Asylbewerbern und Geduldeten, die ein 

Verlassen des zugewiesenen Aufenthaltsbereichs verbietet, ab dem vierten Monat 

nach Aufenthaltsnahme im Bundesgebiet abgeschafft. Daneben sollen Regelungen 

zum Wohnort der Asylbewerber und Geduldeten getroffen werden (Wohnsitzaufla-

ge). Allerdings kann bei Straftätern und Personen, bei denen Verstöße gegen das 

Betäubungsmittelgesetz bekannt geworden sind oder bei denen aufenthaltsbeen-

dende Maßnahmen konkret bevorstehen, die Residenzpflicht wieder angeordnet 

werden. Um eine gerechte Verteilung der Sozialkosten zwischen den Ländern zu 

gewährleisten, sollen Sozialleistungen nur an dem in der Wohnsitzauflage festge-

legten Wohnsitz erbracht werden.  

 

Zukünftig gilt nach der Aufnahmephase der Vorrang für Geldleistungen. Das Sach-

leistungsprinzip für den notwendigen Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Heizung, 

Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege und Gebrauchs- und Verbrauchsgütern 

des Haushalts wird künftig auf die Unterbringung in Erstaufnahmeeinrichtungen 

beschränkt.  

 

II.1 Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger 

Nach Auffassung der Ressorts hat das Regelungsvorhaben keine Auswirkungen 

auf den Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger. Der Nationale Normenkon-

trollrat geht allerdings davon aus, dass durch die grundsätzliche Abschaffung der 

räumlichen Beschränkung nach drei Monaten regelmäßig kein Antrag der Asylbe-

werber auf individuelle Verlassenserlaubnis mehr notwendig ist, so dass die Bürge-

rinnen und Bürger dadurch entlastet werden. 

 

II.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf die Wirtschaft.  

 

II.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Das Regelungsvorhaben hat insbesondere Auswirkungen auf den Erfüllungsauf-

wand der Länder.  
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Die Bundespolizei, die übrigen zuständigen Polizeien, die Ausländerbehörden und 

die Aufnahmeeinrichtungen der Länder müssen durch die grundsätzliche Abschaf-

fung der räumlichen Beschränkung nach drei Monaten nach diesem Zeitraum die-

ses nicht mehr durchsetzen. Der mit der Durchsetzung der räumlichen Beschrän-

kung verbundene Erfüllungsaufwand ist gering.  

 

Zudem entfällt durch die Abschaffung der räumlichen Beschränkung nach drei Mo-

naten für die Ausländerbehörden der Länder die Verpflichtung, Anträge auf indivi-

duelle Verlassenserlaubnisse zu bearbeiten. Im Ausländerzentralregister wurden 

Sachverhalte in Bezug auf Verlassenserlaubnisse nicht erfasst. In den Ländern 

wurden die Erteilungen der Verlassenserlaubnisse unterschiedlich gehandhabt. Die 

Bandbreite reicht von individuellen Einzelfallprüfungen bis hin zu pauschalen Er-

laubnissen zum Verlassen des Landesgebiets auf Basis eines Erlasses. Auch infol-

ge der derzeit stark steigenden Zahl an Asylantragstellern sind keine belastbaren 

und bezifferbaren Rückschlüsse auf den bei den Ausländerbehörden reduzierten 

Erfüllungsaufwand möglich.  

 

Die Ausländerbehörden der Länder haben weiterhin die Möglichkeit in bestimmten 

Fällen (zum Beispiel bei Straftätern) eine räumliche Beschränkung anzuordnen. 

Hierdurch entsteht den Ausländerbehörden weiterhin geringer Erfüllungsaufwand. 

Bisher ist nicht absehbar, in welchem Umfang die Länder diese Anordnungsmög-

lichkeit nutzen. Daher lässt sich weder eine Zahl der zukünftigen Anordnungen 

noch der damit verbundene Erfüllungsaufwand beziffern.  

 

Durch die verpflichtende Wohnsitzauflage entsteht bei den Ländern Aufwand für die 

Erteilung dieser Auflagen an Asylbewerber und Geduldete. Dieser Aufwand zur Er-

teilung dieser Auflagen an Asylbewerber wird gering sein, da die Erteilung der Auf-

lage im Regelfall mit der ohnehin zu treffenden Entscheidung über die landesinter-

ne Verteilung bzw. über die länderübergreifende Verteilung zusammenfällt und je-

weils dieselbe Behörde zuständig ist. Der Aufwand zur Erteilung einer Wohnsitzauf-

lage an Geduldete, deren Lebensunterhalt nicht gesichert ist, ist ebenfalls vernach-

lässigbar, da auch das bisherige Recht diese Anordnung durch die weiterhin dafür 

zuständigen Ausländerbehörden vorsieht. 

 

Die Abschaffung des Vorrangs des Sachleistungsprinzips wird in den Ländern und 

Kommunen zu einer Verwaltungsvereinfachung und zu einem verringerten Erfül-
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lungsaufwand führen. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bestanden 

2013 zu circa 49% aus Geldleistungen. 2012 betrug bei der Gewährung von Leis-

tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts der Anteil der Geldleistungen im Ver-

gleich zu Sachleistungen und Wertgutscheinen circa 45%. So müssen die Länder 

und Kommunen die Sachleistungen nicht selbst beschaffen bzw. zur Verfügung 

stellen, sondern können die entsprechende Geldleistung direkt auszahlen. Aller-

dings können die Länder und Kommunen entscheiden, ob und inwieweit sie im Ein-

zelfall Sachleistungen anstelle von Geldleistungen gewähren. Dabei sind die örtli-

chen Gegebenheiten, die Versorgungsengpässe aufgrund steigender Asylbewer-

berzahlen sowie weitere Aspekte zu berücksichtigen. Der Erfüllungsaufwand ist 

demzufolge stark von externen Faktoren abhängig.  

 

II.4 Evaluation 

Der Nationale Normenkontrollrat begrüßt, dass die Bundesregierung dieses Gesetz 

spätestens fünf Jahre nach seinem Inkrafttreten evaluiert wird. So wird untersucht, 

ob und inwieweit die Ziele dieses Gesetzes erreicht worden sind und wie sich der 

Erfüllungsaufwand entwickelt hat. Es wird dabei auch über die Erfahrungen der mit 

den Regelungen verbundenen positiven als auch negativen Nebenfolgen, die Ak-

zeptanz sowie die Praktikabilität der Regelungen bei den Mitarbeitern der Behör-

den, der Asylbewerber und Geduldeten als auch bei den Migrationsberatungsstel-

len berichtet. Hierfür kann eine vom Nationalen Normenkontrollrat in Auftrag gege-

bene Studie herangezogen werden.  

 

 

 

Dr. Ludewig Prof. Kuhlmann Dr. Dückert 

Vorsitzender Berichterstatterin Berichterstatterin 
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Anlage 3 

Stellungnahme 
des Bundesrates 

 
 
 
 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsstellung von 
asylsuchenden und geduldeten Ausländern 

 

 

Der Bundesrat hat in seiner 927. Sitzung am 7. November 2014 beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu neh-
men: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c (§ 61 Absatz 1d Satz 3a - neu - AufenthG) 

In Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c ist in § 61 Absatz 1d nach Satz 3 folgender Satz 
einzufügen: 

"Über eine Änderung der Wohnsitzauflage zur Ermöglichung eines den Zuständig-
keitsbereich der Ausländerbehörde überschreitenden Wohnortwechsels entscheidet 
die für den Zuzugsort zuständige Ausländerbehörde." 

 

Begründung: 

Anders als durch § 60 Absatz 3 AsylVfG-E lässt der Gesetzentwurf bei 
Asylbewerbern eine klare Zuständigkeitsregelung im Fall von zustän-
digkeitsüberschreitenden Änderungen von Wohnsitzauflagen bei voll-
ziehbar Ausreisepflichtigen vermissen.  

Wie die derzeitige ausländerbehördliche Praxis bei zuständigkeitsüber-
schreitenden, insbesondere länderübergreifenden Änderungen von 
Wohnsitzauflagen bei Inhabern humanitärer Titel zeigt, wird diese Re-
gelungslücke zu erheblichen Verfahrensverzögerungen insbesondere 
zu Lasten der Antragsteller führen. Diese sind im Wesentlichen darin 
begründet, dass die örtlich zuständige Ausländerbehörde des aktuellen 
Aufenthaltsorts zumeist nicht oder nicht hinreichend in der Lage ist, die 
familiären oder humanitär vergleichbaren Gründe zu beurteilen, die re-
gelmäßig mit den Lebens- und Integrationsbedingungen des gewünsch-
ten künftigen Aufenthaltsort begründet werden.  

Auch hat sich ein gestuftes Verfahren, welches die Zustimmung der 
Ausländerbehörde des Zuzugsorts bei zuständigkeitsüberschreitenden 
Änderungen von Wohnsitzauflagen bei Inhabern humanitärer Titel vor-
schreibt (vgl. insofern Nummer 12.2.5.2.4 ff. der Allgemeinen Verwal-
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tungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26. Oktober 2009; GMBl 
2009 S. 960 f.), nicht bewährt. In einer Vielzahl von Fällen kommt es 
hier zu unterschiedlichen Bewertungen und Entscheidungen der betei-
ligten Ausländerbehörden und damit in der Folge zu erheblichen Ver-
fahrensverzögerungen oder gar Rechtsstreitigkeiten. 

 

2. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe c (§ 3 Absatz 2 Satz 3, Satz 4 AsylbLG) 

In Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe c ist § 3 Absatz 2 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 3 ist das Wort "unbaren" zu streichen. 

b) In Satz 4 sind nach dem Wort "Heizung" die Wörter ", Energie, Warmwasser" 
einzufügen. 

 

Begründung: 

Die Kosten für Energie (Strom, Gas) sowie teilweise Warmwasser ge-
hören nicht zu den unterkunftsbezogenen Nebenkosten; sie werden be-
reits vom Regelsatz erfasst. Würde man darauf verzichten, auch für 
diese Kosten anstelle des Vorrangs von Geldleistungen, die Wahlfrei-
heit zwischen Geld- und Sachleistungen vorzusehen, käme es zu Prob-
lemen bei der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften, in denen 
zumindest häufig Energie und Warmwasser allen Bewohnern als Sach-
leistung gewährt, aber nicht individuell zugeordnet und abgerechnet 
werden. Entweder müssten mit erheblichem technischen und Verwal-
tungsaufwand Energie- und Warmwasserverbrauch individuell erhoben 
und abgerechnet werden und von den Betroffenen individuell aus den 
Regelsätzen getragen werden oder es müsste jeweils begründet wer-
den, warum bei grundsätzlichem Vorrang von Geldleistungen pauschal 
Sachleistungen gewährt werden, obwohl das Gesetz diesen Vorrang 
ausdrücklich nur für Unterkunft und Heizung aufhebt, oder es würden 
trotz einer Sachleistungsgewährung von Energie und Warmwasser un-
gekürzte Regelsätze ausbezahlt werden, was zu einer Doppelbelastung 
führen würde. Soweit hinsichtlich der Warmwasseraufbereitung die Be-
sonderheit gilt, dass sie, soweit diese zentral erfolgt, zu den Unter-
kunftskosten zählt, bei dezentraler Aufbereitung die Kosten hingegen 
vom Regelbedarf erfasst werden, ist diese Unterscheidung eine Frage 
der Berechnung, nicht aber des Gesetzes. 
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Anlage 4 

 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

 

Die Bundesregierung nimmt zur Stellungnahme des Bundesrates vom 7. November 2014 
wie folgt Stellung: 

 

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c (Änderung des Aufenthaltsgesetzes) 

 

Der Änderungsvorschlag zu Nummer 1 betrifft eine Zuständigkeitsregelung. Über einen 
Wohnsitzwechsel von Geduldeten unter Änderung der Wohnsitzauflage soll die Auslän-
derbehörde des aufnehmenden Ortes entscheiden. 

 

Der Regelungsvorschlag entspricht - soweit ein länderübergreifender Wohnsitzwechsel 
angestrebt wird - der vorgesehenen Bestimmung im AsylVfG und ist sachgerecht, sofern 
gewährleistet ist, dass ein bei der unzuständigen Behörde eingereichter Antrag auf Ände-
rung des Wohnsitzes entsprechend weitergeleitet wird. Zu prüfen wäre allerdings, ob die 
vorgeschlagene Regelung auch in solchen Fällen zu sachgerechten Ergebnissen führt, in 
denen die Entscheidung über die Änderung der Wohnsitzauflage nicht auf Antrag, son-
dern – wie im Gesetzentwurf vorgesehen – von Amts wegen erfolgt. Die Bundesregierung 
stimmt diesem Änderungsvorschlag daher grundsätzlich zu, sieht im Hinblick auf die kon-
krete Ausgestaltung der Regelung aber noch Prüfbedarf. 

 

2. Zu Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe c) (§ 3 Abs. 2 Satz 3 AsylbLG neu)  

 

Der Änderungsvorschlag zu Nummer 2 zielt darauf, dass nicht nur der Bedarf für Unter-
kunft, Heizung und Hausrat, sondern auch der für Energie (u.a. Strom, Gas) gesondert als 
Geld- oder Sachleistung erbracht werden können soll, weil auch diese Leistungen - wie 
die unterkunftsbezogenen Nebenkosten - häufig mit der Bereitstellung der Unterkunft al-
len Bewohnern als Sachleistungen gewährt würden. 

 

Die Bundesregierung möchte von der Übernahme dieses Vorschlags absehen.  

 

Der Entwurf setzt den Kompromiss um, den die Bundesregierung ausweislich ihrer Proto-
kollerklärung am 19. September 2014 mit Ländervertretern geschlossen hat. Dieser sieht 
für die Zeit nach der Erstaufnahme einen Vorrang der Geldleistungen vor. Richtigerweise 
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bezieht sich dieser Kompromiss auf alle Bedarfe, die von den Geldleistungssätzen nach § 
3 Absatz 2 AsylbLG erfasst werden, nur nicht auf die nach § 3 Absatz 2 Satz 3 AsylbLG 
gesondert gewährten Leistungen für die Bedarfe Unterkunft, Heizung und Hausrat.  

 

Für Bedarfe, die wie die Kosten für Energie (z.B. Strom, Gas) über Abteilung 4 Bestandteil 
der Regelleistung sind, muss daher zukünftig der Vorrang des Geldleistungsprinzips gel-
ten. Wenn eine Leistungsbehörde aufgrund der Art der bereitgestellten Unterkunft Energie 
als Sachleistung gewähren will, eröffnet ihr die Neuregelung in § 3 Absatz 2 Satz 3 
AsylbLG-E - entgegen der dem Änderungsvorschlag zugrundeliegenden Einschätzung - 
den dafür erforderlichen Handlungsspielraum. Nach der Neuregelung kann auch Energie 
als Sachleistung gewährt werden, soweit dies nach den Umständen erforderlich ist.  

 

Der Bundesrat schlägt zudem vor, dass der Begriff „unbare“ in § 3 Absatz 2 AsylbLG ge-
strichen wird.  

 

Die Bundesregierung möchte auch von der Übernahme dieses Vorschlags absehen.  

 

Die Streichung des Worts „unbare“ in dem Begriff „unbare Abrechnung“ in § 3 Absatz 2 
AsylbLG würde Rechtsunsicherheit erzeugen, da der vollständige Begriff „unbare Abrech-
nung“ in § 3 Absatz 1 AsylbLG auch nach der Neuregelung unverändert erhalten bleibt. 
Der Begriff „unbare Abrechnung“ sollte zudem auch deshalb nicht verändert werden, weil 
er heute im AsylbLG ein feststehender Begriff ist. Er wird als schriftliche Erklärung des 
Leistungsträgers definiert, mit der dieser sich verpflichtet, demjenigen einen festgelegten 
Betrag Geld zu zahlen, der gegen die Erklärung einen bestimmten Gegenstand eintauscht 
(Hohm, GK AsylbLG, § 3 Rn. 59). Gemeint sind insbesondere Kundenkontoblätter, Punk-
te- und Chipkartensysteme. 
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